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Landeshauptstadt Stuttgart 
Referat Soziales und gesellschaftliche Integration 
GZ: SI 

GRDrs 1035/2021 
      

Stuttgart, 16.11.2021 

Haushalt 2022/2023 

Unterlage für die 1. Lesung des Verwaltungsausschusses 

zur nichtöffentlichen Behandlung am 17.11.2021 

Haushalt 2022/2023 Soziale Infrastruktur der Gemeindepsychiatrischen Zentren  
sichern: Mehraufwand/ Mieterhöhungen nach Umzügen finanzieren 

Beantwortung / Stellungnahme 

 
1. Flächenausweitung des Sozialpsychiatrischen Dienstes Freiberg der Evange-

lischen Gesellschaft Stuttgart e. V.  

Die bisher genutzten Räume des Sozialpsychiatrischen Dienstes (SpDi) im Gemein-
depsychiatrischen Zentrum (GPZ) Freiberg mit einer Fläche von 113 m² sind nicht ausrei-
chend, um die Aufgaben der Sozialpsychiatrischen Dienste zufriedenstellend zu erbringen 
(die Durchschnittsgröße der SpDi in Stuttgart beträgt 215 m2). Vor allem im Hinblick auf 
das Erfordernis, die Vertraulichkeit der Beratungsgespräche zu gewährleisten, sind die 
derzeitigen Raumverhältnisse nach Angaben des Trägers nicht bedarfsgerecht.  

Dem Träger entstehen für zusätzliche Räumlichkeiten Mehrkosten i. H. v. rd. 5.000 EUR.  

Bei Zugrundelegung des Fördersatzes im Bereich der SpDi von 80 % würde sich ein künf-
tiger jährlicher Mittelmehrbedarf zur städtischen Förderung i. H. v. rd. 4.000 EUR erge-
ben. 

2. Flächenausweitung des Gerontopsychiatrischen Dienstes Süd-Mitte-Nord des 
Caritasverbands für Stuttgart e. V.  

Im Bereich der Gerontopsychiatrischen Dienste (GerBera) des GPZ Süd-Mitte-Nord des 
Caritasverbands für Stuttgart e. V. hat sich in den vergangenen Jahren eine angespannte 
Raumsituation entwickelt. Für die Zielgruppen ist es wichtig, die Beratungsgespräche in 
einem geschützten Rahmen zu führen und so die für die Beratung notwendige Vertrau-
lichkeit zu gewährleisten. Damit wird die Akzeptanz des Angebots verbessert. 

Dem Träger entstehen für zusätzliche Räumlichkeiten Mehrkosten i. H. v. rd. 3.000 EUR.  

Bei Zugrundelegung des Fördersatzes im Bereich der GerBera von 80 % würde sich ein 
künftiger jährlicher Mittelmehrbedarf zur städtischen Förderung i. H. v. rd. 2.000 EUR er-
geben. 
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Vorliegende Anfragen/Anträge: 

673/2021 SPD, 433/2021 Bündnis 90/DIE GRÜNEN, 824/2021 u. 826/2021 Die FrAK-
TION 

Erledigte Anfragen/Anträge: 
--- 

 
Dr. Alexandra Sußmann 
Bürgermeisterin 

Anlagen 

--- 
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<Anlagen> 
 
 


